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Vorwort

Liebe Leserin, lieber Leser!

Unsere Arbeitswelt verändert sich rasant. Für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter heißt das ganz konkret, dass 
neue Anforderungen auf sie zukommen, dass sie neue Fertigkeiten entwickeln und möglichst in Bewegung 
bleiben müssen. Und auch die Unternehmen müssen sich den Herausforderungen des globalen Wettbewerbs im 
demographischen Wandel stellen und flexibel sein. Der Druck auf Beschäftigte und auf Arbeitgeber ist hoch. 
Um so mehr brauchen wir in der Arbeitswelt klare und verlässliche Regeln. Denn wir wollen, dass gerade mit 
den hohen Anforderungen einer modernen Arbeitswelt faire Bedingungen gelten und klare Leitplanken Sicher-
heit geben.

Diese klaren Regeln sind im Arbeitsrecht definiert. Es beschreibt Rechte und Pflichten beider Seiten wie das 
Arbeitsvertragsrecht, Mitbestimmungrechte, Elternzeit oder den Kündigungsschutz. Damit stellt das Arbeits-
recht eine Balance zwischen den Interessen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern einerseits und Arbeit-
geberinnen und Arbeitgebern andererseits her.

Der Wandel der Arbeitswelt stellt auch den Arbeitsschutz vor ganz neue Herausforderungen. Arbeitsverdich-
tung, Informationsverarbeitung in einer digitalisierten Welt, schneller Wissensaustausch sowie längere Lebens-
arbeitszeiten sind nur einige Stichworte, die deutlich machen: Moderner Arbeitsschutz ist heute mehr als reine 
Unfallverhütung. Wir brauchen einen ganzheitlichen Ansatz, damit alle Menschen gerne und motiviert zur 
Arbeit gehen und die Gewissheit haben, dass auf ihre Lebens- und Gesundheitssituation Rücksicht genommen 
wird. Das ist auch Voraussetzung für ein gutes Betriebsklima und damit nicht zuletzt für den wirtschaftlichen 
Erfolg eines Unternehmens.

Der beste Gesundheitsschutz ist die Prävention. Mit der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie von 
Bund, Ländern und Unfallversicherungsträgern wollen wir die Sicherheit und den Gesundheitsschutz in allen 
Bereichen fördern, besonders in den kleinen und mittleren Unternehmen. Wer etwa am Arbeitsplatz Maschi-
nenlärm oder künstlicher optischer Strahlung ausgesetzt ist, muss genauso vor gesundheitlichen Folgen ge-
schützt werden wie jemand, der mit Gefahrstoffen in Berührung kommt. Und wir müssen bei der gesundheits-
gerechten Gestaltung der Arbeitswelt im Blick haben, dass Stress, die vielfachen Anforderungen in Beruf und 
Familie sowie zu hoher Leistungs- und Zeitdruck Menschen krank machen können. Deshalb stellen wir beim 
Arbeitsrecht wie beim Gesundheitsschutz den Menschen und seine Bedürfnisse in den Mittelpunkt; hieran 
orientieren wir die Gestaltung der Arbeitswelt.

Arbeitsrecht und Arbeitsschutzrecht sind kein Luxus. Sie sind Markenzeichen unserer Arbeitswelt und bilden 
die Grundlage für Sicherheit und sozialen Frieden in unserer Gesellschaft. Mit der Übersicht über das Arbeits-
recht/Arbeitsschutzrecht möchten wir Sie über Ihre Rechte und Pflichten im Arbeitsleben informieren und so 
dabei helfen, unnötige Auseinandersetzungen zu vermeiden.

Ursula von der Leyen
Bundesministerin für Arbeit und Soziales
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1 Grundlagen des Arbeitsrechts

Aufgaben des Arbeitsrechts

1 Zentrale Aufgabe des Arbeitsrechts  ist der Schutz 
für Arbeitnehmer. Das Arbeitsverhältnis unterschei-
det sich von anderen Rechtsverhältnissen durch die 
persönliche und regelmäßig wirtschaftliche Abhän-
gigkeit des Arbeitnehmers vom Arbeitgeber. Zum 
Ausgleich der strukturellen Unterlegenheit des Ar-
beitnehmers als Vertragspartei gegenüber dem Ar-
beitgeber bedürfen Arbeitnehmer eines besonderen 
Schutzes. Die zentrale Aufgabe des Arbeitsrechts be-
steht darin, die Arbeitnehmer vor Beeinträchtigungen 
ihrer Persönlichkeit, vor wirtschaftlichen Nachteilen 
und vor gesundheitlichen Gefahren zu schützen, die 
die Leistung von abhängiger Arbeit mit sich bringt. 
Das Arbeitsrecht ist darauf ausgelegt, Arbeitneh-
mern ein annähernd gleichgewichtiges Aushandeln 
der Löhne und Arbeitsbedingungen zu ermöglichen. 
Hinzu tritt die Aufgabe, zum Schutz der wirtschaft-
lich Schwächeren und in ihrer Existenzgrundlage 
weitgehend vom Lohn abhängigen unselbständig 
Beschäftigten, durch Mindestnormen Sicherheit zu 
schaffen. Die Vergangenheit hat gezeigt, dass die 
Vertragsfreiheit von Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
sowie die Verantwortlichkeit des Arbeitgebers für 
Leben und Gesundheit der von ihm beschäftigten 
Arbeitnehmer den notwendigen sozialen und gesund-
heitlichen Arbeitnehmerschutz nicht gewährleisten 
konnte. Der Grundgedanke des Arbeitsrechts ist, in-
soweit einen fairen Interessenausgleich zwischen Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern herbeizuführen. Für 
Arbeitnehmer bestimmt sich der Grad der Freiheit 
im Arbeitsverhältnis in hohem Maße an dem Grad 
der Sicherheit im Arbeitsverhältnis, insbesondere 
am Schutz vor dem Verlust des Arbeitsverhältnisses. 
Verlässliche und faire Arbeitsbedingungen sind auch 
eine wesentliche Voraussetzung für die Lebens- und 
Familienplanung der Arbeitnehmer. 

2 Weiterhin haben die meisten Vorschriften des Ar-
beitsrechts auch die Aufgabe, das Arbeitsleben zu 

ordnen. Das Arbeitsrecht ist eng mit der Wirtschafts- 
und Arbeitsmarktordnung verbunden. Arbeitsbedin-
gungen sind immer auch Wirtschaftsbedingungen für 
die Unternehmen. Das Arbeitsrecht hat deshalb auch 
die Wettbewerbsfähigkeit und die Anpassungsfähig-
keit der Unternehmen zu berücksichtigen. Es muss 
so ausgestaltet sein, dass es neben seinem Hauptan-
liegen, der Sicherung des Arbeitnehmerschutzes ge-
nügend Flexibilität aufweist, um den erforderlichen 
Spielraum für Anpassungen an betriebliche und wirt-
schaftliche Notwendigkeiten zu gewährleisten. Dies 
gilt besonders auch für die das Arbeitsrecht weitge-
hend gestaltenden Bestimmungen der überbetriebli-
chen Tarifverträge und der auf den Betrieb beschränk-
ten Betriebsvereinbarungen. Entscheidend ist, dass 
die Interessen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
durch das Arbeitsrecht zu einem angemessenen Aus-
gleich gebracht werden können. Zum Ausgleich ge-
hören auch Teilhaberechte über kollektive Interessen-
vertretungen, Sicherheit und Gesundheitsschutz bei 
der Arbeit, Erhaltung der Beschäftigungsfähigkeit der 
Arbeitnehmer durch lebenslanges Lernen, vor allem 
durch berufliche Weiterbildung, familienfreundliche 
Gestaltung der Arbeit sowie die Gleichstellung von 
Frauen und Männern in der Arbeitswelt. Angesichts 
der neuen Informations- und Kommunikationstech-
niken ist insbesondere der Persönlichkeits- und Da-
tenschutz des Arbeitnehmers hinzugekommen. Diese 
Zielsetzungen des Arbeitsrechts bestehen unabhängig 
von der arbeitsvertraglichen Gestaltung und der ge-
wählten Form des Arbeitsverhältnisses (Vollzeit/Teil-
zeit oder befristet/unbefristet).

3 Besondere Herausforderungen stellt die demo-
grafische Entwicklung an das künftige Arbeitsrecht 
und das Arbeitsschutzrecht. Aufgrund des demo-
grafischen Wandels wird der Bedarf an älteren Be-
schäftigten steigen. Dies erfordert insbesondere ein 
Überdenken der bestehenden Rahmenbedingungen 
zugunsten einer alters- und alternsgerechten Arbeit. 
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Als altersgerecht ist dabei eine Arbeit anzusehen, 
die sich an den spezifischen Fähigkeiten und Bedürf-
nissen der jeweiligen Altersgruppen orientiert. Hier-
unter fallen z.B. der besondere Schutz von Jugend-
lichen bei Schicht- und Nachtarbeit oder besondere 
Arbeitszeitgestaltungen für ältere Beschäftigte, z.B. 
bei Schichtarbeitsmodellen. Alternsgerecht ist dem-
gegenüber eine Arbeitsorganisation, der ein umfas-
sendes und auf den gesamten Alterungsprozess aller 
Beschäftigten bezogenes Konzept zugrunde liegt. 
Eine alternsgerechte Arbeitsorganisation verbindet 
die Leistungspotentiale, die Stärken und Schwächen 
aller Beschäftigtengruppen, berücksichtigt den vo-
raussichtlichen Alterungsprozess der Beschäftigten 
und ist auf die Altersstruktur der gesamten Beleg-
schaft abgestimmt. Deshalb müssen die Arbeitsplätze 
künftig stärker als bisher an die Möglichkeiten und 
Bedürfnisse aller Altersgruppen ausgerichtet werden. 
Dazu gehören u.a. Maßnahmen zur Verbesserung 
des Gesundheitsschutzes und gesundheitsgerechte 
Verhaltensweisen, Berücksichtigung von Weiterbil-
dungsbedürfnissen und -notwendigkeiten im Sinne 
einer lebenslangen Qualifizierung sowie eine Verbes-
serung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Hier 
steht das Arbeitsrecht und das Arbeitsschutzrecht 
gleichermaßen vor einer Bewährung in der Zukunft.

Die Arbeitsrechtsordnung

4 Die deutsche Arbeitsrechtsordnung  unterscheidet die 
Bereiche Individualarbeitsrecht, kollektives Arbeits-
recht und Arbeitsschutzrecht. Das Individualarbeits-
recht regelt das Verhältnis zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer. Zum kollektiven Arbeitsrecht gehören 
die Unternehmermitbestimmung und die betriebliche 
Mitbestimmung sowie das Koalitions-, Tarifvertrags- 
und Arbeitskampfrecht. Das Arbeitsschutzrecht regelt 
den Gefahren- und Gesundheitsschutz am Arbeits-
platz. Kennzeichnend für die deutsche Arbeitsrechts-
ordnung ist, dass sie keine einheitliche staatliche 
Ordnung ist. An ihrer inhaltlichen Gestaltung sind 
neben dem Staat wesentlich die Tarifvertragsparteien 
und die Betriebspartner (Betriebsrat/Personalrat und 
Arbeitgeber) sowie Arbeitgeber und Arbeitnehmer als 
Parteien des Arbeitsvertrags beteiligt. Diesen einzel-
nen Trägern der Arbeitsrechtsordnung kommen trotz 
vieler Überschneidungen und Verzahnungen sehr un-
terschiedliche sozialpolitische Aufgaben zu:

5 Der Staat sichert durch Gesetze und Rechtsverord-
nungen einen Mindeststandard von Arbeitsbedingun-

gen, z. B. die Einhaltung von Höchstarbeitszeiten, 
den bezahlten Erholungsurlaub, die Entgeltfortzah-
lung an Feiertagen und im Krankheitsfall, die Ein-
haltung von Kündigungsfristen und den gesetzlichen 
Schutz des Arbeitsplatzes vor ungerechtfertigter 
Kündigung. Er garantiert die Gleichbehandlung z.B. 
von Männern und Frauen am Arbeitsplatz sowie von 
Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigten und von befristet 
und unbefristet Beschäftigten. Die staatlichen Re-
gelungen sollen darüber hinaus auch eine Diskrimi-
nierung im Arbeitsleben verhindern, insbesondere 
aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen 
Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Welt-
anschauung, einer Behinderung, des Alters oder der 
sexuellen Identität. Die gesetzlichen Vorschriften 
orientieren sich ihrerseits häufig an europäischen 
Rechtsnormen. Im Hinblick auf ein wachsendes und 
stärker werdendes Europa und damit verbundener 
grenzüberschreitender Aktivitäten von Unternehmen 
und Arbeitnehmern kommt der Umsetzung euro-
päischer Rechtsakte in nationales Recht im Bereich 
der Mindestarbeitsbedingungen eine immer größere 
Bedeutung zu. Dazu gehören insbesondere die EU-
Gleichbehandlungsrichtlinien , die Richtlinien über 
die Teilzeitarbeit, über befristete Arbeit und über 
Leiharbeit. Auf der Grundlage dieser europäischen 
Richtlinien wurden das bedeutsame Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) und spezialgesetz-
liche Vorschriften für Teilzeitbeschäftigte und befris-
tet Beschäftigte im Teilzeit- und Befristungsgesetz 
(TzBfG) geschaffen. Spezialgesetzliche Regelungen 
gelten auch für Leiharbeitnehmer im Arbeitnehmer-
überlassungsgesetz (AÜG), das an die EU-Leihar-
beitsrichtlinie anzupassen war. Die gesetzlich ga-
rantierten Mindestarbeitsbedingungen gelten grund-
sätzlich für alle Arbeitnehmer unabhängig davon, ob 
sie befristet, in Teilzeit oder als Leiharbeitnehmer 
beschäftigt werden. Darüber hinaus gelten einige 
arbeitsrechtliche Vorschriften kraft ausdrücklicher 
gesetzlicher Regelung auch für arbeitnehmerähnliche 
Personen wie z.B. in Heimarbeit Beschäftigte. Diese 
sind zwar in wesentlich geringerem Umfang persön-
lich abhängig als Arbeitnehmer, jedoch wirtschaftlich 
abhängig und einem Arbeitnehmer vergleichbar sozi-
al schutzbedürftig.

6 Das Arbeitsrecht ermöglicht es Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern, oberhalb dieser Mindeststandards 
durch einzelvertragliche Vereinbarungen oder Tarif-
verträge für Arbeitnehmer günstigere Arbeitsbedin-
gungen zu schaffen. Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
und auf der kollektiven Ebene die Tarifvertragspar-
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teien haben damit einen erheblichen Gestaltungs-
spielraum, um Regelungen zu vereinbaren, die im 
konkreten Fall den Interessen von Arbeitnehmern 
und Unternehmen gerecht werden. Auf diese Weise 
stellen arbeits- und tarifvertragliche Normen einen 
Ausgleich zwischen der Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen und dem Schutz der Arbeitnehmer her. 
Das Arbeitsrecht setzt damit den Rahmen für eine fle-
xible und moderne Arbeitsorganisation. Das geltende 
Arbeitsrecht ermöglicht es, den erforderlichen Aus-
gleich zwischen Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh-
men und dem Arbeitnehmerschutz zu schaffen und 
ihn entsprechend den Veränderungen der Arbeitswelt 
ständig neu zu justieren. 

7 Auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes (Gefahren- und 
Gesundheitsschutz) erlässt der Staat Gesetze und Ver-
ordnungen, die die Arbeitnehmer und vor allem auch 
bestimmte Arbeitnehmergruppen, wie Jugendliche 
oder Frauen vor und nach der Geburt eines Kindes, 
vor gesundheitlichen Gefahren, vor Überforderun-
gen und vor zu großen Belastungen schützen sollen. 
Diese staatlichen Regelungen werden durch die Un-
fallverhütungsvorschriften der Berufsgenossenschaf-
ten ergänzt. Der öffentlich-rechtliche Arbeitsschutz 
begründet mit seinen an den Arbeitgeber gerichteten 
Geboten und Verboten zwar auch Vertragspflichten 
des Arbeitgebers gegenüber dem Arbeitnehmer und 
wirkt damit in das einzelne Arbeitsverhältnis hinein. 
Adressaten dieser Gebote und Verbote sind in erster 
Linie die Arbeitgeber; im Zuge eines vorgreifenden 
Gefahrenschutzes aber auch die Hersteller und Ein-
führer technischer Geräte oder gefährlicher Stoffe 
und Zubereitungen, die von Arbeitnehmern bei der 
Arbeit verwendet werden. Ferner richten sich die öf-
fentlich-rechtlichen Gebote und Verbote auch an die 
Arbeitnehmer, vor allem, soweit es um deren sicher-
heitsgerechtes Verhalten bei der Arbeit geht. Es be-
darf keiner Initiative des Arbeitnehmers, um die Ein-
haltung der ihn betreffenden Schutzvorschriften ggf. 
gerichtlich durchzusetzen. Während das privatrecht-
liche Arbeitsrecht es dem Arbeitnehmer überlässt, 
die ihm durch Gesetz, Tarifvertrag, Betriebsverein-
barung oder Arbeitsvertrag zustehenden Rechte ge-
richtlich gegenüber dem Arbeitgeber geltend zu ma-
chen, geht der deutsche Arbeitsschutz einen anderen 
Weg. Die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Ge-
bote und Verbote zur Gefahrenverhütung unterliegt 
behördlicher Überwachung, verwaltungsrechtlichem 
Zwang und strafrechtlichen und bußgeldrechtlichen 
Sanktionen. Neben diesen Instrumenten des klassi-
schen Arbeitsschutzes zur Verhütung von Unfällen, 

Berufskrankheiten sowie arbeitsbedingten Gesund-
heitsgefahren treten zunehmend auch Maßnahmen 
der menschengerechten Gestaltung  der Arbeit. Diese 
sind ganzheitlich auf den Gesundheitsschutz des In-
dividuums im Arbeitsleben gerichtet. Sie nehmen 
sowohl die physischen als auch die psychischen Be-
lastungen und Beanspruchungen der Beschäftigten 
umfassend in den Blick. Die Maßnahmen befassen 
sich u.a. mit der Reduzierung der gesundheitsschäd-
lichen Auswirkungen von eintöniger Arbeit oder von 
maschinenbestimmten Arbeitsintervallen. Dabei ge-
hört zur menschengerechten Gestaltung der Arbeit 
auch eine Rücksichtnahme auf individuelle Belas-
tungsgrenzen.

8 Die staatliche Arbeitsgerichtsbarkeit als ein im Ver-
hältnis zu den übrigen Gerichtsbarkeiten eigenständi-
ger Rechtszweig sorgt dafür, dass Rechtsstreitigkei-
ten aus Arbeitsverhältnissen und aus Tarifverträgen 
sowie aus der Betriebsverfassung gütlich beigelegt 
oder entschieden werden können. Wichtige Teile des 
Rechts des Arbeitsvertrags sowie fast das gesamte 
Arbeitskampfrecht sind gesetzlich nicht geregelt. Ge-
rade hier kommt den Grundsät zen des Richterrechts 
eine besondere Funktion zu. 

9 Ferner schafft der Staat den gesetzlichen Rahmen 
für die Tarifautonomie und für die Beteiligung der 
Arbeitnehmervertreter an betrieblichen und unter-
nehmerischen Entscheidungen. Tarifautonomie, Mit-
bestimmung und Betriebsverfassung sind Eckpfeiler 
des deutschen Arbeitsrechtssystems, die sich bewährt 
und wesentlich zur sozialen Stabilität und damit zu 
einer erfolgreichen Wirtschaftsentwicklung beigetra-
gen haben.

10 Stärker noch als durch staatliche Regelungen wird 
der Inhalt der Arbeitsverhältnisse durch die Tarifver-
träge der Gewerkschaften und der Arbeitgeberver-
bände gestaltet. Den Verbänden obliegt die in Art. 9 
Grundgesetz garantierte Aufgabe, in Tarifverträgen 
die Arbeitsbedingungen, insbesondere auch die Ar-
beitsentgelte, umfassend festzulegen und sie laufend 
den jeweiligen wirtschaftlichen und sozialen Ent-
wicklungen anzupassen. Die Tarifvertragspar teien 
handeln dabei autonom, also eigenverantwortlich 
ohne staatliche Einflussnahme, jedoch im Rahmen 
der Verfassung und der Gesetze. Die tarifvertragli-
chen Arbeitsbedingungen gelten grundsätzlich nur 
für die Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die Mitglied 
der den Tarifvertrag abschließenden Organisationen 
sind. In der Praxis werden sie aber weitgehend auch 
auf die übrigen Arbeitsverhältnisse angewandt.




